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►AKTUELL: PRIVATNUTZUNG DES DIENSTWAGENS FÜR 1 % DES BRUTTOLISTENPREISES PRO MONAT 

Wird ein Firmenwagen auch privat durch einen Ar-
beitnehmer genutzt bzw. ein Geschäftswagen durch 
den Unternehmer, ist die Privatnutzung steuer-
pflichtig. Für die Privatnutzung sind entweder pau-
schal 1 % des auf 100 € abgerundeten Bruttolisten-
preises monatlich der Einkommensteuer zu unter-
werfen, wobei Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte zusätzlich besteuert werden, oder es ist 
ein hohen formalen Anforderungen genügendes 
Fahrtenbuch zu führen, anhand dessen der tatsäch-
lich auf die Privatfahrten entfallende Nutzungsanteil 
ermittelt wird. Bei Geschäftswagen ist die Pau-
schalmethode nur anwendbar, wenn das Fahrzeug 
zu mindestens 50 % geschäftlich genutzt wird. 
Schon grundsätzlich ist ein Dienstwagen aus priva-
ter Sicht primär dann wirtschaftlich vorteilhaft, 
wenn bei hoher Fahrleistung ein hoher privater Nut-

zungsanteil entsteht, wobei für Unternehmer die 
Grenze von 50 % zu beachten ist. Gegen die Fahr-
tenbuchmethode sprechen der hohe praktische Auf-
wand und das Risiko der Nichtanerkennung in der 
Betriebsprüfung wegen zahlreicher Formalitäten. 
Mittlerweile werden auf PKW üblicherweise erhebli-
che Rabatte auf den Bruttolistenpreis gewährt, so 
dass die Besteuerung anhand des Bruttolistenpreises 
zunehmend fraglich wird. Noch ungünstiger ist das 
Ergebnis bei Nutzung von Gebrauchtwagen. Eine 
beim Bundesfinanzhof unter VI R 51/11 geführte 
Klage kann derzeit von jedem Steuerpflichtigen mit 
pauschal besteuertem Dienstwagen genutzt werden, 
um einen eingelegten Einspruch bis zur Entschei-
dung ruhen zu lassen und ggf. davon zu profitieren. 
Finanzgerichte haben eine Ungleichbehandlung bis-
lang mit Blick auf die Fahrtenbuchoption verneint. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG NOVEMBER UND DEZEMBER 2011 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.11.2011 12.12.2011 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – 12.12.2011 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – 12.12.2011 

Umsatzsteuer2 10.11.2011 12.12.2011 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 14.11.2011 15.12.2011 

Gewerbesteuer 15.11.2011 – 

Grundsteuer 15.11.2011 – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 18.11.2011 – 

Sozialversicherung5 28.11.2011 28.12.2011 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 
01.01.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfristendet da-
mit entsprechend früher. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UNTERNEHMER / BETEILIGUNGEN 

Rahmen für zeitnahe Betriebsprüfung erlassen 
Zur Steigerung von Rechts- und Planungssicherheit 
befürworten insbesondere größere Unternehmen die 
zeitnahe Betriebsprüfung (= Prüfung im Jahrestakt). 
Bisher wurde die zeitnahe Betriebsprüfung in eini-
gen Bundesländern modellhaft praktiziert. Als Vor-
teil sehen die Unternehmen die geringere Verzin-
sung von Steuernachforderungen, die sich nicht über 
mehrere Jahre summieren, sowie die bessere 
Rekonstruierbarkeit von steuerlich relevanten Sach-
verhalten an. Um die zeitnahe Betriebsprüfung zu 
nutzen, mussten die Unternehmen in den Modell-
versuchen weitgehend mit dem Finanzamt kooperie-
ren. Dieses beinhaltete den uneingeschränkten Da-
tenzugriff für die Betriebsprüfer über den Prüfungs-
zeitraum hinaus sowie eine umfassende steuerliche 
Selbstauskunft der Unternehmen unter Vorlage der 
entsprechenden Dokumente. 
Nunmehr wurde zur Angleichung der verschiede-
nen Ländermodelle ein bundeseinheitlicher Rahmen 
für die zeitnahe Betriebsprüfung geschaffen. Voraus-
setzung ist, dass rechtsverbindliche und vollständige 
Steuererklärungen des Unternehmens vorliegen. 
Über das Ergebnis der Betriebsprüfung ist ein Prü-
fungsbericht oder eine Mitteilung über die ergebnis-
lose Prüfung zu fertigen. Ein Anspruch, zeitnah ge-
prüft zu werden, besteht nicht, sondern liegt im Er-
messen der Finanzbehörden. Die Rahmenregelungen 
gelten erstmals für Betriebsprüfungen, die nach dem 
01.01.2012 angeordnet werden. Es bleibt abzuwar-
ten, wie die Landesfinanzverwaltungen den Rahmen 
ausfüllen. 

Zeitpunkt des Entschlusses zur Betriebsaufgabe 
Eine Betriebsaufgabe setzt voraus, dass der Betriebs-
inhaber den Entschluss gefasst hat, seine Tätigkeit 
einzustellen und seinen Betrieb aufzulösen. Die Aus-
führungen dieses Entschlusses werden dadurch er-
kennbar, dass alle wesentlichen Betriebsgrundlagen 
innerhalb kurzer Zeit an verschiedene Abnehmer 
veräußert oder in das Privatvermögen überführt 
werden. 
Dieser Zeitraum beginnt nicht mit dem inneren Ent-
schluss zur Betriebsaufgabe oder mit der Bekannt-
gabe eines solchen Entschlusses. Erst wenn konkrete 
Handlungen unternommen werden, die mit der Auf-
lösung des Betriebs im Zusammenhang stehen, be-
ginnt der Zeitraum für die Abwicklung der steuer-
begünstigten Betriebsaufgabe zu laufen. Besondere 
Bedeutung hat dies für Geschäftsvorfälle, die vor 
Beginn dieses Zeitraums abgewickelt werden. Solche 
Geschäfte sind dem laufenden Geschäftsbetrieb zu-
zurechnen und bleiben bei der Ermittlung des steu-
erbegünstigten Aufgabegewinns unberücksichtigt. 

Geschenke an Geschäftsfreunde 
Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Ge-
schäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den 
Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben 
die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung: 
· Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu 

einem Wert von 35 € netto ohne Umsatzsteuer 
pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig. 

· Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versiche-
rungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der 
Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen 
darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 € betragen. 

· Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vor-
handen sein, auf der der Name des Empfängers 
vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positio-
nen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den 
Namen der Empfänger sowie der Art und der 
Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

· Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein 
besonderes Konto der Buchführung „Geschenke 
an Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen 
Kosten, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke 
pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag von 
35 € oder werden die formellen Voraussetzungen 
nicht beachtet, sind die Geschenke an diese Personen 
insgesamt nicht abzugsfähig. Außerdem unterliegt 
der nichtabzugsfähige Nettobetrag dann noch der 
Umsatzsteuer. 
Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke 
und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto „Ge-
schenke an Geschäftsfreunde“ gebucht werden. In 
diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden und 
Zugaben“ eingerichtet werden. 
Hinweis: Seit 2007 haben Unternehmer bei betrieb-
lich veranlassten Sachzuwendungen und Geschen-
ken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % 
zu leisten. Um bei hohen Sachzuwendungen eine 
Besteuerung mit dem individuellen Steuersatz des 
Empfängers zu gewährleisten, ist die Pauschalierung 
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Emp-
fänger und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwendung 
10.000 € übersteigen. Die Zuwendungen sind wei-
terhin aufzuzeichnen, auch um diese Grenze prüfen 
zu können. 
Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zu-
wendenden muss der Empfänger die Zuwendung 
nicht versteuern. In einem koordinierten Länderer-
lass hat die Finanzverwaltung zur Anwendung die-
ser Regelung Stellung genommen. Danach ist u. a. 
Folgendes zu beachten. 
· Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung 

der Pauschalierung der Einkommensteuer für alle 
innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zu-
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wendungen einheitlich auszuüben. Es ist jedoch 
zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für 
Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde 
und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeit-
nehmer anzuwenden. 

· Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 €) 
müssen nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalierung einbezogen werden, werden also 
nicht besteuert. 

· Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschen-
ke an einen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze 
von 35 € pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die 
übernommene Steuer nicht mit einzubeziehen. 
Die Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Be-
triebsausgabe richtet sich danach, ob die Auf-
wendungen für die Zuwendung als Betriebsaus-
gabe abziehbar sind. 

· Der Unternehmer muss den Zuwendungsemp-
fänger darüber informieren, dass er die Pauscha-
lierung anwendet. Eine besondere Form ist dafür 
nicht vorgeschrieben. 

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in 
Einzelfällen der Steuerberater gefragt werden. 

Keine Ansparabschreibung für Software 
Software ist ein immaterielles Wirtschaftsgut. Das 
gilt grundsätzlich auch dann, wenn es sich um Stan-
dardsoftware handelt, die auf einem Datenträger 
gespeichert ist. 
Ein Systementwickler und Systeminstallateur erklär-
te für seine Einkünfte aus Gewerbebetrieb einen Ver-
lust aus Gewerbebetrieb, der zum Teil auf einer An-
sparabschreibung für den beabsichtigten Erwerb von 
Systemsoftware beruhte. Das Finanzamt erkannte 
die Ansparabschreibung nicht an, weil die Software 
ein immaterielles und damit nicht bewegliches Wirt-
schaftsgut sei. 
Die Rechtsprechung klassifiziert selbstständige 
Software aller Kategorien grundsätzlich als immate-
rielles Wirtschaftsgut, auch, wenn sie auf einem Da-
tenträger gespeichert ist. Eine Ausnahme gilt ledig-
lich für Datensammlungen, die keine Befehlselemen-
te enthalten, jedenfalls dann, wenn die Daten, wie 
Zahlen oder Buchstaben, allgemein bekannt und je-
dermann zugänglich sind.  
Die geplante Anschaffung war in der Sache aus-
schließlich auf Software gerichtet, sodass sich der 
materielle Gehalt des zu erwerbenden Wirtschafts-
guts auf den Datenträger beschränkte. Der Daten-
träger, der bei der Veräußerung von Software über-
geben wird, dient nur dazu, die Software zu trans-
portieren und in einen Computer zu übertragen. Ei-
ne weitere Funktion oder einen nennenswerten wirt-
schaftlichen Wert besitzt der Datenträger nicht. In 
der Regel verliert er mit einmaliger Übertragung des 
Programms in einen Datenspeicher des Computers 

seine Bedeutung. Er gleicht allenfalls noch einer 
schützenden Verpackung. Zudem hat der Datenträ-
ger als solcher an Bedeutung verloren, seitdem es 
möglich ist, Software durch Herunterladen aus dem 
Internet zu erwerben und zu installieren. 
Hinweis: Das Gericht hat nicht entschieden, ob Tri-
vialprogramme bewegliche Wirtschaftsgüter sind 
und Computerprogramme mit Anschaffungskosten 
von weniger als 410 € stets als Trivialprogramme 
gelten. 
Das Urteil erging zwar zur bis 2007 geltenden An-
sparabschreibung. Es hat aber hinsichtlich der Vo-
raussetzung „bewegliches Wirtschaftsgut“ auch Gel-
tung für den Investitionsabzugsbetrag. 

►ARBEITGEBER / ARBEITNEHMER 

Bestimmung der regelmäßigen Arbeitsstätte bei 
mehreren Arbeitsstätten 
Ein Arbeitnehmer kann nur eine regelmäßige Ar-
beitsstätte haben. Dies ist der ortsgebundene Mittel-
punkt seiner dauerhaft angelegten beruflichen Tätig-
keit. Wesentliche Merkmale für die Bestimmung 
sind: 
· Welcher von mehreren Arbeitsstätten wird der 

Arbeitnehmer zugeordnet? 
· In welcher Arbeitsstätte übt der Arbeitnehmer 

den von der Gewichtung her wesentlichen Teil 
seines Aufgabenbereichs aus, welcher Arbeits-
stätte kommt die zentrale Bedeutung zu? 

· Unerheblich ist die Häufigkeit, mit der der Ar-
beitnehmer die unterschiedlichen Arbeitsstätten 
aufsucht. 

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer 
bei Betriebsveranstaltungen 
Aufwendungen für im überwiegend betrieblichen 
Interesse des Arbeitgebers durchgeführte Betriebs-
veranstaltungen dürfen pro Arbeitnehmer nicht 
mehr als 110 € inklusive Umsatzsteuer betragen. 
Kosten für Aufwendungen teilnehmender Angehö-
riger der Arbeitnehmer sind diesen zuzurechnen. 
Außerdem dürfen maximal zwei Betriebsveranstal-
tungen pro Jahr durchgeführt werden. Wird die 
Freigrenze von 110 € überschritten, ist der Gesamt-
betrag als Arbeitslohn zu versteuern. 
Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal 
versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die 
Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitneh-
mern offen stand. 
Der Bundesfinanzhof hat die Auffassung der Fi-
nanzverwaltung bestätigt, dass es nicht mehr auf die 
Dauer der Veranstaltung ankommt. Die Veranstal-
tung kann sich also auch über zwei Tage mit Über-
nachtung hinziehen. 
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Bei den am Ende eines Jahres üblichen Weihnachts-
feiern sollte noch Folgendes beachtet werden: 
· Geschenkpäckchen bis zu einem Wert von 40 € 

inklusive Umsatzsteuer, die anlässlich solcher 
Feiern übergeben werden, sind in die Berechnung 
der Freigrenze einzubeziehen. 

· Geschenke von mehr als 40 € inklusive Umsatz-
steuer sind grundsätzlich steuerpflichtiger Ar-
beitslohn und deshalb nicht bei der Prüfung der 
Freigrenze zu berücksichtigen. Die gezahlten Be-
träge können dann aber vom Arbeitgeber mit 
25 % pauschal versteuert werden. 

· Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehr-
geld sind, unterliegen nicht der Pauschalie-
rungsmöglichkeit und müssen voll versteuert 
werden. 

Berücksichtigungsfähige Reisekosten bei Einsatz 
an ständig wechselnden Arbeitsstätten 
Die Führungskraft eines Unternehmens war für den 
wirtschaftlichen Erfolg der Filialen verantwortlich. 
Zur Erledigung ihrer Aufgaben besuchte sie in re-
gelmäßigen oder unregelmäßigen Abständen mit 
dem Dienstwagen ihres Arbeitgebers die Filialbe-
triebe. Für die entstandenen Reisekosten berücksich-
tigte das Finanzamt bezüglich der Fahrzeugkosten 
Entfernungspauschalen für Fahrten zwischen Woh-
nung und den angefahrenen Arbeitsstätten als geld-
werten Vorteil und lehnte im Übrigen den Abzug 
von Verpflegungsmehraufwendungen ab. 
Der Bundesfinanzhof folgte dieser Rechtsauffassung 
nicht, er kam zu folgendem Ergebnis: 
Fahrten zwischen der Wohnung und wechselnden 
Tätigkeitsstätten sind mit den tatsächlichen Kosten 
als Werbungskosten zu berücksichtigen. Die Be-
schränkung auf die Entfernungspauschale erfasst 
nur Fahrten zwischen der Wohnung und der regel-
mäßigen Arbeitsstätte. Dabei orientiert sich der Be-
griff der „regelmäßigen Arbeitsstätte“ an dem orts-
gebundenen Mittelpunkt einer dauerhaft angelegten 
beruflichen Tätigkeit. Das ist im Regelfall eine Be-
triebsstätte, der der Arbeitnehmer zugeordnet ist 
und die er fortdauernd aufsucht. Werden demge-
genüber immer wieder verschiedene Betriebsstätten 
aufgesucht, ohne dass einer dieser Betriebsstätten 
eine zentrale Bedeutung zukommt, liegt keine re-
gelmäßige Arbeitsstätte vor. 
Da aus den zuvor genannten Gründen keine regel-
mäßige Arbeitsstätte vorliegt, sind Mehraufwen-
dungen für Verpflegung mit den gesetzlich normier-
ten Pauschbeträgen zu berücksichtigen. 

►UMSATZSTEUER 

Umsätze eines Imbissstands unterliegen dem er-
mäßigten Umsatzsteuersatz, wenn der Unterneh-

mer nur behelfsmäßige Verzehrvorrichtungen zur 
Verfügung stellt 
Die Abgabe von Bratwürsten, Pommes frites und 
ähnlich standardisiert zubereiteten Speisen an einem 
Imbissstand unterliegt dem ermäßigten Umsatzsteu-
ersatz, wenn den Kunden nur behelfsmäßige Ver-
zehrvorrichtungen zur Verfügung stehen. Als solche 
„nur behelfsmäßige Verzehrvorrichtungen“ gelten 
die Verkaufstheke, um den Imbissstand laufende 
Bretter zum Abstellen der Speisen und Stehtische. 
Stellt der Unternehmer jedoch auch Sitzgelegenhei-
ten zur Verfügung, unterliegen die Umsätze dem 
Regelsteuersatz, soweit sie auf Speisen entfallen, die 
am Tisch verzehrt werden. 

Veräußerung eines betrieblich genutzten PKW 
durch Kioskbetreiber unterliegt auch dann der 
Umsatzsteuer, wenn dieser den PKW ohne Um-
satzsteuer erworben hat 
Veräußert ein Unternehmer, der umsatzsteuer-
pflichtige Leistungen ausführt, Gegenstände des An-
lagevermögens, unterliegt dieser Umsatz in der Re-
gel als sog. Hilfsgeschäft der Umsatzsteuer. Dies gilt 
unabhängig davon, ob der Unternehmer beim Er-
werb des Gegenstands Vorsteuern abziehen konnte. 
Bemessungsgrundlage ist das Entgelt. Eine Aus-
nahme vom Entgelt als Bemessungsgrundlage gilt 
im Rahmen der Differenzbesteuerung für sog. Wie-
derverkäufer. Bei diesen ist Bemessungsgrundlage 
der Betrag, um den der Verkaufspreis den Einkaufs-
preis übersteigt. 
Voraussetzung für die Anwendung der Differenzbe-
steuerung ist, dass der Unternehmer den Gegen-
stand zum Zweck des Wiederverkaufs erworben hat 
und der Wiederverkauf solcher Gegenstände zur 
normalen Tätigkeit des Unternehmers gehört. Die 
Differenzbesteuerung kommt deshalb nicht zur An-
wendung bei Gegenständen, die der Unternehmer 
vor dem Wiederverkauf unternehmerisch genutzt 
hat, also insbesondere nicht bei Gegenständen des 
Anlagevermögens. Dies gilt selbst dann, wenn der 
Unternehmer Gegenstände des Anlagevermögens 
regelmäßig wieder verkauft, wie z. B. einen betrieb-
lich genutzten PKW. 
Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat bereits 2001 im 
Anschluss an die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs die Frage entschieden, wann bei der 
Entnahme eines ohne Vorsteuerabzugsberechtigung 
erworbenen Kfz Umsatzsteuer anfällt. Unternehmer 
sollten in solchen Fällen den PKW angemessene Zeit 
vor dem beabsichtigten Verkauf entnehmen, den 
Steuerberater vorher informieren und/oder dies in 
der Buchführung dokumentieren, damit eine um-
satzsteuerfreie Entnahme möglich ist. 


